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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Thoma sowie Hofrat Mag. Feiel und Hofrätin Mag. I. Zehetner als Richter, 

unter Mitwirkung des Schriftführers MMag. Dr. Gotsbacher, über die Revision 

der S L in K, vertreten durch die Hochstöger Nowotny Wohlmacher 

Rechtsanwälte OG in 4020 Linz, Breitwiesergutstraße 10, gegen das Erkenntnis 

des Landesverwaltungsgerichts Kärnten vom 17. August 2021, 

KLVwG-173/10/2021, betreffend Übertretung des Glücksspielgesetzes 

(belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bezirkshauptmannschaft 

St. Veit an der Glan), zu Recht erkannt: 

Das angefochtene Erkenntnis wird wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes 

aufgehoben. 

Der Bund hat der revisionswerbenden Partei Aufwendungen in der Höhe von 

€ 1.346,40 binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. 

Entscheidungsgründe: 

1 Mit dem angefochtenen Erkenntnis vom 17. August 2021 erkannte das 

Landesverwaltungsgericht Kärnten - durch Bestätigung des Straferkenntnisses 

der belangten Behörde vom 11. Jänner 2021 - die Revisionswerberin als 

Betreiberin eines namentlich genannten Lokals schuldig, mit einem konkret 

bezeichneten Glücksspielgerät von 1. Jänner 2017 bis 10. Jänner 2020 

verbotene Ausspielungen unternehmerisch zugänglich gemacht und dadurch 

eine Übertretung des § 52 Abs. 1 Z 1 drittes Tatbild und Abs. 2 iVm § 2 Abs. 2 

und 4 sowie § 4 Glücksspielgesetz (GSpG) begangen zu haben, wofür über die 

Revisionswerberin eine Geldstrafe vom 1.500 Euro (für den Fall der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von acht Stunden) verhängt 

wurde. Weiters wurde ausgesprochen, dass die Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

2 Gegen dieses Erkenntnis erhob die Revisionswerberin zunächst Beschwerde 

an den Verfassungsgerichtshof, der deren Behandlung mit Beschluss vom 
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29. November 2021, E 3728/2021-5, ablehnte und sie gemäß Art. 144 

Abs. 3 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung abtrat. 

3 In der nach § 26 Abs. 4 VwGG eröffneten Frist erhob die Revisionswerberin 

außerordentliche Revision wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes und infolge 

Verletzung von Verfahrensvorschriften. Die belangte Behörde erstattete in 

dem vom Verwaltungsgerichtshof durchgeführten Vorverfahren eine 

Revisionsbeantwortung. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat erwogen: 

4 Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichts ist die Revision nach Art. 133 

Abs. 4 B-VG zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche fehlt oder 

die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

5 Bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG 

ist der Verwaltungsgerichtshof an den Ausspruch des Verwaltungsgerichts 

nach § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden (§ 34 Abs. 1a VwGG). Er hat die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision im Rahmen der dafür in der 

Revision gesondert vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

6 Soweit im Zulässigkeitsvorbringen der Revision ein Widerspruch zur Judikatur 

des Verwaltungsgerichtshofes zu § 44a Z 3 VStG geltend gemacht wird, weil 

im Spruch die Strafsanktionsnorm des § 52 Abs. 2 GSpG nicht angeführt 

worden sei, erweist sich die Revision als zulässig und begründet: 

7 Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Beschuldigte 

ein Recht darauf, dass im Spruch eines Straferkenntnisses ausschließlich die 

richtige verletzte Verwaltungsvorschrift aufscheint. Gleiches gilt für die 

Anführung der Strafnorm nach § 44a Z 3 VStG. Darunter ist jene 

Verwaltungsvorschrift zu verstehen, die bei der Festlegung des Strafmittels und 

des Strafausmaßes heranzuziehen ist. Das Verwaltungsgericht hat daher, wenn 

der Spruch des behördlichen Strafbescheides - wie hier - unvollständig ist, 
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diesen in seinem Abspruch zu ergänzen (vgl. etwa VwGH 29.10.2019, 

Ra 2019/09/0065; Ra 2019/09/0075, mwN). 

8 Im vorliegenden Fall ist bei einer Übertretung des § 52 Abs. 1 Z 1 GSpG die 

Strafsanktionsnorm § 52 Abs. 2 GSpG. Das Landesverwaltungsgericht hat 

diese Anführung der Strafsanktionsnorm trotz ihres Fehlens im behördlichen 

Straferkenntnis, das als Strafbestimmung § 52 Abs. 1 Z 1 GSpG angab, im 

Spruch des angefochtenen Erkenntnisses nicht nachgeholt. 

9 Damit hat das Landesverwaltungsgericht das angefochtene Erkenntnis mit 

Rechtswidrigkeit des Inhalts belastet, weshalb es bereits aus diesem Grund 

gemäß § 42 Abs. 2 Z 1 VwGG aufzuheben war. 

10 Die Kostenentscheidung gründet auf den §§ 47 ff VwGG in Verbindung mit 

der VwGH-Aufwandersatzverordnung 2014. 

11 Von einer mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtshof konnte 

gemäß § 39 Abs. 2 Z 4 VwGG abgesehen werden. 

W i e n ,  am 9. Mai 2022 

 


